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wobei neu im Gesetz die Möglichkeit 
der MVZ als juristische Person des Pri-
vatrechts, z. B. als GmbH, zugelassen 
ist, soweit dies berufsrechtlich in dem 
betreffenden Bundesland möglich ist. 
Dies setzt voraus, dass die Gesellschaf-
ter selbstschuldnerische Bürgschaftser-
klärungen für die Forderungen der KV/
KZV und Krankenkassen gegen das 
Versorgungszentrum aus dessen ver-
tragsärztlicher Tätigkeit abgeben. Eine 
GmbH haftet grundsätzlich nur mit 
ihrem Vermögen. Die Gesellschafter 
haften allerdings ohne Ansehung ihres 
Gesellschaftsanteils gesamtschuld-
nerisch für die Einlage des gesamten 
Gesellschaftsvermögens. Eine Durch-
griffshaftung auf die Geschäftsführer 
ist nur in Ausnahmefällen gegeben.

5. Integrierte Versorgung
Der Gesetzgeber hat in den §§ 140a 

ff. SGB V verschiedene Formen der 

Integrierten Versorgung vorgesehen 
und zwar entweder „eine verschie-
dene Leistungssektoren übergreifende 
Versorgung der Versicherten oder eine 
fachübergreifend-interdisziplinäre Ver-
sorgung der Versicherten“, wobei es 
keine Einschränkung für die Rechts- 
bzw. Gesellschaftsform der Beteiligten 
gibt. Dies ist in einem Vertrag zwischen 
einem oder mehreren Leistungserbrin-
gern und einer (oder mehreren) Kran-
kenkassen zu regeln. Im Rahmen der 
Integrierten Versorgung ist das Haf-
tungsrisiko des einzelnen Zahnarztes 
von der rechtlichen Ausgestaltung der 
jeweiligen Integrationsversorgung und 
von seiner Form der Beteiligung an 
dem Versorgungsträger abhängig.

Bei allen Kooperationsformen 
besteht die Möglichkeit, Vertrags-
zahnärzte unter Einhaltung der zu-
lassungsrechtlichen Voraussetzungen 

einzustellen. Der Praxisinhaber haftet 
dabei für berufliches Fehlverhalten des 
angestellten Zahnarztes nach § 278 
BGB (Verantwortlichkeit des Schuld-
ners für Dritte) im vertraglichen Be-
reich. Die straf- und disziplinarrecht-
liche Verantwortlichkeit trifft dagegen 
grundsätzlich den jeweils behandeln-
den Zahnarzt, aber auch in diesem 
Bereich ist eine Verantwortlichkeit 
für das Fehlverhalten Dritter durch 
Organisationsmängel denkbar. Die 
zivilrechtliche Haftung ist zwingend 
durch den Abschluss einer Berufshaft-
pflichtversicherung abzudecken. 

Letztendlich sei darauf hingewie-
sen, dass nach Auffassung aller Ober-
finanzdirektionen Praxen, die an der 
Integrierten Versorgung teilnehmen, 
steuerrechtlich nicht als freiberuflich 
sondern als gewerblich behandelt wer-
den.
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Haftung für Spritzenabszess bei Hygienemängeln  
Maßnahmen der Hygiene dienen 

dem Infektionsschutz von Patienten, 
Mitarbeiterinnen und dem behan-
delnden Zahnarzt selbst. Selbst bei 
größter Sorgfalt kann aber eine 
Keimübertragung nicht mit Sicher-
heit ausgeschlossen werden. Deshalb 
gehören Keimübertragungen, die sich 
unter nicht beherrschbaren Umstän-
den vollziehen und trotz Einhaltung 
aller hygienischen Gebote ereignen, 
zum Krankheitsrisiko des Patienten. 
Verwirklicht sich dieses Risiko, kann 
eine Entschädigung regelmäßig nicht 
gefordert werden. Die Rechtspre-
chung war daher bisher sehr zurück-
haltend, wenn infizierte Patienten den 
Vorwurf erheben, auf Behandlerseite 
läge ein Hygienemangel vor. 

Bisher musste regelmäßig der Pa-
tient beweisen, dass andere oder 
weitergreifende Hygienemaßnahmen 
versäumt wurden und deren Einhal-
tung die Keimübertragung verhindert 
hätten. Diese bisher in der Recht-
sprechung vertretene Ansicht ist vom 
Oberlandesgericht Koblenz in einem 
Urteil vom 22. Juni 2006 in Zweifel 
gezogen worden. 

Das Oberlandesgericht vertritt in 
seiner Entscheidung die Auffassung, 
der Arzt könne von einer Haftung 
nicht freigestellt werden, wenn die 
erforderlichen Hygienemaßnahmen 
nicht oder nicht mit der notwendigen 
Sorgfalt beachtet wurden. In derar-

tigen Fällen könne es Sache des be-
handelnden Arztes sein, den Beweis 
dafür zu erbringen, dass der Patient 
auch geschädigt worden wäre, wenn 
sämtliche Hygienegebote beachtet 
worden wären. 

In dem vorliegenden Fall hatte das 
Oberlandesgericht der Klage einer 
Patientin stattgegeben, bei der sich 
nach einer Injektion im Nacken ein 
Spritzenabszess gebildet hatte. Nach 
Auffassung des Gerichts fehlten in 
der ärztlichen Praxis Hygieneplä-
ne und -anweisungen. Zudem seien 
Desinfektionsmittel nicht immer in 

ihren Originalbehältnissen aufbe-
wahrt worden und teilweise verkeimt 
gewesen. Überdies habe sich das Pra-
xispersonal vor dem Aufziehen einer 
Spritze in der Regel nicht die Hände 
desinfiziert. Das Gericht geht davon 
aus, dass, wenn die von der Kläge-
rin vorgetragenen Hygienemängel 
nicht vorgelegen hätten, die reelle 
Möglichkeit bestanden hätte, die In-
fizierung zu vermeiden. Es sei ohne 
weiteres denkbar, dass es in diesem 
Fall nicht zu einer Kontamination der 
Spritzen gekommen wäre. 

Im Ergebnis hat das Oberlandes-
gericht Koblenz der Klägerin einen 
Schmerzensgeldanspruch in Höhe 
von 25 000 Euro zugebilligt. Die 
Entscheidung ist bisher nicht rechts-
kräftig, sondern auf Grund der von 
den Beklagten eingelegten Revision 
beim Bundesgerichtshof anhängig. 
Es bleibt abzuwarten, wie der Bun-
desgerichtshof zur Frage der Beweis-
lastverteilung bei Hygienemängeln 
in Arztpraxen entscheidet. 

Unabhängig davon sollte jeder 
Zahnarzt dringend die gebotenen 
Hygienemaßnahmen beachten. Da-
bei sollten die Hygienemaßnahmen 
ständig den aktuellen wissenschaft-
lich anerkannten Empfehlungen an-
gepasst werden. 
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